
Böhme (SPD):

Herr Abgeordneter Tschiche, geben Sie mir Recht - bezugneh
mend auf die Anfrage des Herrn Abgeordneten daß in Ihrem 
Wohnbereich bereits seit 1982 illegale Seminare stattgefunden 
haben, auf denen Sie beispielsweise auf diese Krise hingewiesen 
haben?

(Beifall bei der PDS und beim Bündnis 90/Grüne)

Tschiche (Bündnis 90/Grüne):

Herr Abgeordneter, ich gebe Ihnen recht und kann hinzufü
gen, daß auch die damalige CDU und ihre Vertreter bei uns in 
der Akademie sehr unruhig waren über dieses unkluge Verhal
ten.

(Heiterkeit und Beifall bei Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Bitte schön, noch zwei Fragen. Eigentlich sollten es ja immer 
nur Zwischenfragen sein und nicht nachträgliche Diskussionen 
mit dem Abgeordneten.

Ar. Körber (SPD):

Herr Abgeordneter, Sie haben von einem zusätzlichen Mittel
bedarf gesprochen. Können Sie den in etwa beziffern?

Tschiche (Bündnis 90/Grüne):

Einer ist ja ausgewiesen worden. Das hängt mit diesen 6,9 Pro
zent zusammen. Da müßte nachverhandelt werden. Ich habe ge
hört - aber ich hörte das nur so in Wandelgängen -, es wäre ein 
Betrag zwischen 10 und 17 Milliarden.

Ich will dazu nur sagen: Wenn es zu einem wirtschaftlichen 
Zerfall und zu einer tiefen sozialen Beunruhigung in diesem 
Lande kommt, dann wird es bedeutend teurer. Es wäre also gün
stiger, vorher zu finanzieren, denn auch die Bundesrepublik 
muß ja daran denken, welche politischen Konsequenzen das für 
ihre politischen Entscheidungen haben könnte.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Bitte schön, Herr Abgeordneter Gysi.

Dr. Gysi (PDS):

Herr Abgeordneter Tschiche, würden Sie mir zustimmen, daß 
neben den von Ihnen genannten politischen Interessen der Bun
desregierung einfach auch noch ganz schnöde kommerzielle Ka
pitalinteressen dahinter stecken könnten?

Tschiche (Bündnis 90/Grüne):

Ich stimme Ihnen zu. Uns ist mitgeteilt worden - ich sage es 
mit einem Beispiel, um es mal klar zu machen -, daß irgend so 
ein Herr von irgend so einer Rüstungsfabrik der DDR hier 
war, und ihm ist hinter verschlossenen Türen unter vier Au
gen gesagt worden: Noch seid Ihr uns zu teuer. Das Zögern, 
daß die Finanzleute hierherkommen, hängt damit zusammen. 
Noch ist alles viel zu teuer. Das heißt, die Finanzleute und die 
Wirtschaft haben natürlich andere eigene Interessen als etwa 
die Politiker. Die machen das nicht so, wie Herr Kohl will, son
dern so, daß ihre Kassen stimmen. Und wenn Herr Kohl und 
wir alle nicht aufpassen, klingeln ihre Kassen, und wir gehen 
den Bach runter.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Als nächster hat das Wort der Finanzminister.

Dr. Romberg, Minister für Finanzen:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte zur 
heutigen 2. Lesung des Entwurfs des Haushaltsplanes und des 
Gesetzes über den Haushaltsplan für das 2. Halbjahr 1990 einige 
Bemerkungen machen.

Ich möchte mich erstens bedanken. Dieser Dank gilt den Mit
gliedern des Haushaltsausschusses, die in vielen Beratungen 
der vergangenen Tage eine ganze Reihe von Änderungen disku
tiert und beschlossen haben. Damit wurde den Wünschen und 
Anregungen, die in der 1. Lesung des Gesetzes am vergangenen 
Donnerstag in der Volkskammer vorgetragen wurden, weitest
gehend entsprochen.

Ich möchte mich aber auch bei den Haushaltsbeauftragten der 
einzelnen Ressorts und bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbei
tern meines Ministeriums bedanken.

Am Tag und häufig in der Nacht wurde unter ungeheurem 
Zeitdruck versucht, alle Kürzungen, Erhöhungen oder Um
schichtungen in den nun heute vorliegenden Entwurf einzuar
beiten.

Ich habe bereits bei der Einbringung des Gesetzes den unge
heuren Zeitdruck als schädlich bezeichnet. Meine Befürchtun
gen und Bedenken haben sich leider bestätigt. Eine durchdachte 
und gestaltende Haushalts- und Finanzpolitik ist in einem so en
gen Zeitrahmen, der uns durch das Tempo des Einigungsprozes
ses aufgezwungen wurde, schwer möglich, wenn nicht sogar un
möglich. Die Reihe von Ungesichertheiten und Risiken in die
sem Haushalt hat deshalb leider zu- und nicht abgenommen.

Ich habe in der 1. Lesung schon gesagt, daß die knappen Vor
gaben des Bonner Bundesfinanzministers uns wenig Spielraum 
für eine eigene Haushaltspolitik ließen. Dieses Einengen für ei
genes Handeln hat während der Beratungen der letzten Tage 
nicht nachgelassen, sondern wurde verstärkt. Nichts von dem, 
was das Kabinett in den letzten Monaten - immer mit Zustim
mung des Bundesfinanzministers - beschlossen hat, wurde mit 
zusätzlichen Mitteln aus Bonn unterstützt.

Wir konnten und mußten bei vielen Beschlüssen - erinnert sei 
nur an die zusätzlichen Mittel für die Westgruppe der Sowjeti
schen Streitkräfte in Höhe von 440 Mio DM oder an die 200 Mio 
DM Strukturhilfe für die 33 einheimischen Erzeugnisse -, davon 
ausgehen, daß für diese, von Bonn zum Teil initiierten und mit 
beschlossenen Maßnahmen auch zusätzliche Haushaltsmittel 
zur Verfügung gestellt würden. Gleiches gilt auch für die 770 Mio 
DM höheren Preisstützungen bei festen Brennstoffen für die Be
völkerung oder für die 250 Mio DM Aufwand für die tariflichen 
Vereinbarungen zum Rationalisierungsschutz, die inzwischen 
auf 200 Mio reduziert wurden.

Die Bundesregierung war nicht bereit, diese unabweisbaren 
Überschreitungen durch gesonderte Zuweisungen oder zumin
dest durch ein höheres Kreditvolumen auszugleichen. Ich be- 
daure dies sehr; denn ich habe mir auf dem Weg zur deutschen 
Einheit mehr partnerschaftliche Zusammenarbeit und nachbar
schaftliche Hilfe versprochen und gewünscht.

(Beifall bei der PDS, der SPD und bei DBD/DFD)

Meine Damen und Herren! Ihnen liegen heute nun ein Haus
haltsplan und ein Haushaltsgesetz zur Beschlußfassung vor, in 
denen wir nicht nur an die Grenzen der Sparsamkeit gegangen 
sind, sondern diese gezwungenermaßen überschritten haben. 
Es geht nun nicht mehr um die Sperrung sämtlicher Pläne der 
Ressorts, mit Ausnahme der Einzelpläne Arbeit und Soziales, 
Familie und Frauen und zum Teil auch des Etats des Ministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und des Schulden
dienstes ; der Minister für Finanzen hat nun sicherzustellen, daß 
im Vollzug des Haushaltsplanes auch tatsächlich über 3,4 Mrd.
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